
 
 

 

2. Änderung der Satzung 

über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS)  

der Gemeinde Willstätt vom 22.03.2013 
 

Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 und 

11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 

42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 

Gemeinde Willstätt am 14.12.2015 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

§ 2 wird wie folgt geändert: 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

(2) Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene 

Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. 

Öffentliche Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen Kanäle, Regenrück-

haltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, Retentionsbodenfilter, Abwasser-

pumpwerke, Kläranlagen und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlags-

wasser (u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie 

nicht Teil der Grundstücksentwässerungsanlagen sind sowie offene und geschlossene 

Gräben, soweit sie von der Gemeinde zur öffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt 

werden. 
 

 Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch für die Abwasserbeseitigung 

hergestellte künstliche Gewässer gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG sowie der Teil der 

Hausanschlussleitung, der im Bereich der öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 

verläuft (Grundstücksanschluss). 

 
 

Artikel 2 
 

§ 3 wird wie folgt geändert: 

§ 3 

Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 

§ 3 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer 

Bestimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die 

öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf 

den Grundstücken anfallende Abwasser der Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs. 1 

und Abs. 2 WG zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur 

baulichen Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 
 



Artikel 3 
 

§ 5 wird wie folgt geändert: 

§ 5 

Befreiungen 

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche 

Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 

Abs. 5 Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu 

befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die öffentlichen Belange 

überwiegenden privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht 

zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 

Artikel 4 
 

§ 6 wird wie folgt geändert: 

§ 6 

Allgemeine Ausschlüsse 

§ 6 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 

1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand - , die zu Ablagerungen oder Verstopfungen 

in den öffentlichen Abwasseranlagen führen können (z.B. Kehricht, Schutt, Asche, 

Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, 

Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, 

Trester und hefehaltige Rückstände); 
 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizöl, 

Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, 

Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus 

Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie 

Arzneimittel; 
 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 
 

4. faulendes und sonst übel riechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, 

Krautwasser); 
 

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht;  
 

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des 

Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115-2 vom Februar 2013 (Herausgeber/ 

Vertrieb: Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. –

DWA-, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen. 

Artikel 5 
 

§ 7 wird wie folgt geändert: 

§ 7 

Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 

§ 7 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
 

(3) Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies 

der Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG). 



Artikel 6 
 

§ 8 wird wie folgt ergänzt: 

§ 8 

Einleitungsbeschränkungen 

§ 8 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 

(2) Das Waschen von Fahrzeugen darf nur auf genehmigten Waschplätzen erfolgen, 

die über die schmutzwasserführende Kanalisation an die Kläranlage ange-

schlossenen sind. 
 

§ 8 Abs. 3 wird Abs. 4 
 

§ 8 Abs. 4 wird Abs. 5 

Artikel 7 
 

§ 17 wird wie folgt ergänzt: 

§ 17 

Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

§ 17 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 

(2) Die Gemeinde kann, zusammen mit dem Grundstücksanschluss, einen Teil der 

Grundstücksentwässerungsanlage, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich 

des Kontrollschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten 

hat der Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 17 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
 

(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszuführen. 

Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr (Kontrollschacht) ist so nahe wie technisch 

möglich an die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich und 

bis auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein. Im Trennsystem ist für 

Schmutz- und Regenwasser jeweils ein Kontrollschacht zu setzen. 
 

Artikel 8 
 

§ 21 wird wie folgt geändert: 
§ 21 

Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 

Indirekteinleiterkataster 

§ 21 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 

Grundstückseigentümer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfungen 

zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Bei der Neuverlegung von Grundleitungen 

sind die Grundstückseigentümer verpflichtet, den Nachweis der Dichtheit der 

Rohrleitungen durch eine Druckprobe zu führen. Sie haben den zur Prüfung des 

Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die 

sonst erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die von der Gemeinde beauftragten 

Personen dürfen Grundstücke zur Überwachung der Einhaltung der 

satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung danach auferlegter 

Verpflichtungen betreten. 



§ 21 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 
 

(4) Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigen-

kontrollverordnung des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall 

nach Beschaffenheit und Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche 

Abwasserbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung oder 

auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem so genannten Indirekteinleiterkataster 

zu erfassen. Dieses wird bei der Gemeinde geführt und auf Verlangen der 

Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, 

der Gemeinde, auf deren Anforderung hin, die für die Erstellung des 

Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen. Dabei handelt es sich 

um folgende Angaben: 

Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, 

eingeleitete Abwassermenge, Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie der 

wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche 

Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerverordnung genannt sind. 

Die Gemeinde wird dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten. 

Artikel 9 
 

§ 24 wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 24 

Beitragsschuldner 

§ 24 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigen-

tümer des Grundstücks ist.  

Artikel 10 
 

§ 35 wird wie folgt neu gefasst: 

§ 35 

Fälligkeit 

 

§ 35 Abs. 1 entfällt ersatzlos. 
 

§ 35 wird wie folgt neu gefasst: 
 

Der Beitrag für den öffentlichen Abwasserkanal wird einen Monat nach Bekanntgabe des 

Abgabebescheids fällig. 
 

Artikel 11 
 

§ 39 wird wie folgt geändert: 

§ 39 

Gebührenschuldner 

§ 39 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 

(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte 

ist anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des 

Gebührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 

folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner über. 



Artikel 12 
 

§ 41 wird wie folgt geändert: 
§ 41 

Absetzungen 

§ 41 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 
 

(4) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch 

einen Zwischenzähler nach Absatz 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten 

Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete Wassermenge 

im Sinne von Absatz 1 
 

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen,  

Ziegen und Schweinen        15 m³ /Jahr, 
 

2. je Vieheinheit bei Geflügel          5 m³/Jahr. 
 

Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird um die gemäß Absatz 

3 von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekürzt und von der gesamten 

verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss 

für jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person, die sich dort während 

des Veranlagungszeitraums nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 35 m³/Jahr 

für die erste Person und für jede weitere Person mindestens 30 m³/Jahr betragen. 

Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinheiten zu § 51 des 

Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der 

Stichtag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge für das 

laufende Jahr richtet. 

 

Artikel 13 
 

§ 43 wird wie folgt geändert: 
§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 

§ 43 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
 

(2) In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 

Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, 

für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres. 

 

Artikel 14 
 

§ 44 wird wie folgt geändert: 

§ 44 

Vorauszahlungen 

§ 44 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

 

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahreswasserverbrauchs 

bzw. ein Viertel der zuletzt festgestellten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 40 a 

zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht werden der 

voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und der Zwölftelanteil der Jahresnieder-

schlagswassergebühr geschätzt. 



§ 45 wird wie folgt geändert: 

Artikel 15 

§ 45 
Fälligkeit 

§ 45 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des 
Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, 
gilt dies nur, soweit die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. 
Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der 
Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Aufrechnung 
oder Zurückzahlung ausgeglichen. 

Artikel 16 

Die Satzungsänderung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft. 

Hinweis nach§ 4 Abs. 4 GemO für die öffentliche Bekanntmachung der Satzung: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO 
unbeachtl ich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Unbeachtlich sind ferner nach § 2 Abs. 2 KAG Mängel bei der 
Beschlussfassung über Abgabensätze, wenn sie zu einer nur geringfügigen Kostenüberdeckung führen. 

Ausgefertigt: 

Willstätt, 15.12.2015 
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Marco Steff~AS r dt> Dl 

(Bürgermeister) • , • „ l 
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1. Öffentlich bekanntgegeben im Verkündigungsblatt der Gemeinde Willstätt Nr. 51/52 vom 18.12.2015
2. Anzeige an das Landratsamt Ortenaukreis, Kommunalamt am 21.12.2015




